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Landes- und Regionalplanung 
 

 

Fortschreibung des Regionalplans Donau-Wald; 

Beteiligung der Öffentlichkeit 
 

 

Der Regionale Planungsverband Donau-Wald erlässt gemäß Art. 16 Abs. 3 BayLplG folgende 
 

Bekanntmachung: 
 

Der Planungsausschuss des Regionalen Planungsverbandes Donau-Wald hat beschlossen, den 

Regionalplan fortzuschreiben. Der Fortschreibungsentwurf des Kapitels 

 

B I Freiraum, Natur und Landschaft 

 

wurde vom Planungsausschuss am 18.07.2016 gebilligt. 

Der Entwurf der Regionalplanänderung - einschließlich Begründung und Umweltbericht - 

liegt gemäß Art. 16 Abs. 3 BayLplG beim Landratsamt Regen zur Einsichtnahme aus. 
 

Auslegungsort: 

Landratsamt Regen 

Bürgerbüro 

Poschetsrieder Str. 16 

94209 Regen 
 

Auslegungszeit: 

05. September 2016 bis 14. Oktober 2016 während der für den Parteiverkehr festgelegten 

Zeiten (Montag bis Donnerstag von 08.00 bis 12.00 Uhr und von 13.00 bis 16.30 Uhr, Freitag 

von 08.00 bis 12.00 Uhr) 
 

Internet: 

Der Entwurf kann im Internet unter folgenden Adressen eingesehen werden: 
 

www.regierung.niederbayern.bayern.de 

www.region-donau-wald.de 

Schriftliche Äußerungen zur Fortschreibung des Regionalplans Donau-Wald sind bis zum 

Ablauf der Auslegungsfrist gegenüber dem Regionalen Planungsverband Donau-Wald, 

Leutnerstraße 15, 94315 Straubing, möglich. 

Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass Rechtsansprüche durch die Beteiligung der Öffentlichkeit 

nicht begründet werden. 
 

 

Straubing, 08. August 2016 

REGIONALER PLANUNGSVERBAND DONAU-WALD 

 

gez. 

Josef Laumer 

Landrat 

Verbandsvorsitzender 

http://www.regierung.niederbayern.bayern.de/
http://www.region-donau-wald.de/
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Satzung des Kommunalunternehmens 

„Arberlandkliniken“ 
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„Aufgrund der Art. 17 S. 1 und Art. 77 Abs. 3 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern 

(kurz: LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 826, BayRS 

2020-3-1-I), zuletzt geändert durch § 1 Nr. 39 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. 

S.286) und gemäß der Verordnung über Kommunalunternehmen (kurz: KUV) vom 19.03.1998 

(GVBl. S.220, BayRS 2023-15-I), zuletzt geändert durch § 1 Nr. 55 der Verordnung vom 22. 

Juli 2014 (GVBl. S. 286) erlässt der Landkreis Regen folgende Satzung:“ 

 

 

 

 

§ 1 Name und Sitz 

 

(1)    Die Krankenhäuser Viechtach und Zwiesel sind ein selbstständiges Unternehmen in der 

Rechtsform einer Anstalt des öffentlichen Rechts (Kommunalunternehmen). 

 

(2)    Das Kommunalunternehmen führt den Namen   

„Arberlandkliniken“ mit dem Zusatz „Kommunalunternehmen“. Es tritt unter diesem    

Namen im gesamten Geschäfts- und Rechtsverkehr auf. 

 

(3)   Das Kommunalunternehmen hat seinen Sitz in Regen. 

 

§ 2 Gegenstand des Kommunalunternehmens 

 

(1)    Gegenstand des Kommunalunternehmens ist der Betrieb der Krankenhäuser Viechtach 

und Zwiesel sowie der zugehörigen Ausbildungsstätten, Nebeneinrichtungen und 

Nebenbetriebe. Aufgabe des Kommunalunternehmens ist die Versorgung der Bevöl-

kerung im Landkreis Regen mit Krankenhausleistungen im Rahmen der Aufgaben-

stellung nach dem Krankenhausplan des Freistaates Bayern. Die Leistungen des 

Kommunalunternehmens umfassen auch die Versorgung der Bevölkerung mit ambu-

lanten Gesundheitsleistungen einschließlich Rehabilitations- und Präventionsmaß-

nahmen, soweit dies mit den Vorgaben der LKrO vereinbar ist. 

 

(2)   Das Kommunalunternehmen ist berechtigt, alle Geschäfte und sonstigen Maßnahmen  

vorzunehmen, die dem Zweck der Gesellschaft dienen. Hierzu gehört auch die Ein-

richtung und Unterhaltung von Neben- und Hilfsbetrieben, die die Aufgaben des 

Kommunalunternehmens fördern und wirtschaftlich mit ihnen zusammenhängen.  

 

(3)   Wenn es dem Unternehmenszweck dient, kann das Kommunalunternehmen andere 

Unternehmen errichten oder sich an solchen beteiligen, soweit die Haftung des 

Kommunalunternehmens auf einen bestimmten Betrag begrenzt und ein angemessener 

Einfluss des Kommunalunternehmens sichergestellt ist.  

 

(4) „Auf das Kommunalunternehmen gingen mit der Gründung im Wege der Gesamt-

rechtsnachfolge alle zum Zeitpunkt der Umwandlung bestehenden Aktiva und Passiva, 

Rechte und Pflichten, Mitgliedschaften und Vermögenswerte, die mit dem Betrieb der 

Krankenhäuser zusammenhingen über. Ausgenommen davon waren die vorhandenen 

Betriebsgrundstücke und die darauf errichteten Gebäude.“ 
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§ 3 Gemeinnützigkeit 

 

(1)   Das Kommunalunternehmen verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 

Zwecke im Sinne des Abschnittes „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

Zweck des Unternehmens ist die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und 

der öffentlichen Gesundheitspflege, insbesondere die Verhütung und Bekämpfung von 

übertragbaren Krankheiten. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch 

den Betrieb der Krankenhäuser Viechtach und Zwiesel und der Nebeneinrichtungen.  

 

(2)   Das Kommunalunternehmen ist selbstlos tätig, es verfolgt nicht in erster Linie eigen- 

wirtschaftliche Zwecke.  

 

(3) Mittel des Kommunalunternehmens dürfen nur für den satzungsgemäßen Zweck ver- 

wendet werden. Der Landkreis Regen als Anstalts- und Gewährträger des Kommunal-

unternehmens erhält keine Gewinne oder sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des 

Kommunalunternehmens; § 58 Nr. 2-4 AO bleibt hiervon unberührt. Der Landkreis 

Regen erhält bei Auflösung oder Aufhebung des Betriebs gewerblicher Art oder bei 

Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als seine eingezahlten Kapitalanteile 

und den gemeinen Wert seiner geleisteten Sacheinlagen zurück. Das Kommunal-

unternehmen darf seine Mittel weder für die unmittelbare noch für die mittelbare 

Unterstützung oder Förderung politischer Parteien oder Wählergruppen verwenden. 

Tätigkeiten für das Kommunalunternehmen, insbesondere durch den Vorstand, können 

angemessen vergütet werden.  

 

(4) Das Kommunalunternehmen darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des 

Kommunalunternehmens fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 

begünstigen. 

 

(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des Kommunalunternehmens oder  bei Wegfall 

steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Kommunalunternehmens an den 

Landkreis Regen, der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige 

oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.  

 

  

 

§ 4 Stammkapital, Geschäftsjahr und Dauer des Unternehmens 

 

(1)    Das Stammkapital des Kommunalunternehmens beträgt 1.000.000 € 

in Worten: eine Million Euro. 

 

(2)   Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

(3)   Die Umwandlung zum Kommunalunternehmen erfolgte mit Wirkung zum 01.01.2001; 

der Bestand des Kommunalunternehmens ist zeitlich nicht beschränkt.  
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§ 5 Organe 

 

(1)     Organe des Kommunalunternehmens sind:      der Verwaltungsrat (§§ 6 bis 8) 

   der Vorstand (§ 9) 

 

§ 6 Verwaltungsrat 

 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus dem Vorsitzenden und zehn übrigen Mitgliedern. 

Die Vertretung des Vorsitzenden richtet sich nach Art. 32 und 36 LKrO. Für die  

übrigen Mitglieder werden Vertreter bestellt.  

 

(2) Vorsitzender des Verwaltungsrats ist der Landrat des Landkreises Regen. Sind der 

Vorsitzende und seine Vertreter nach Art. 32 und 36 LKrO verhindert, so führt den 

Vorsitz das an Lebensjahren älteste Mitglied des Verwaltungsrats.  

 

(3) Die übrigen Mitglieder des Verwaltungsrats sowie deren Vertreter werden vom Kreis-

tag für sechs Jahre bestellt. Sie werden jeweils nach dem in der Geschäftsordnung für 

den Kreistag über die Ermittlung der Mitglieder des Kreisausschusses und der weiteren 

Ausschüsse festgelegten Verfahren ermittelt. 

 

(4)    Die Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungsrats, die dem Kreistag angehören, endet  

mit dem Ende der Wahlzeit oder dem vorzeitigen Ausscheiden aus dem Kreistag. Die 

Mitglieder des Verwaltungsrats üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Mitglieder 

aus. Mitglieder des Verwaltungsrats können nicht sein 

 

1. Beamte und leitende oder hauptberufliche Arbeitnehmer des Kommunalunter-

nehmens, 

 

2. leitende Beamte und leitende Arbeitnehmer von juristischen Personen oder sonstigen 

Organisationen des öffentlichen oder privaten Rechts, an denen das 

Kommunalunternehmen mit mehr als 50 v.H. beteiligt ist; eine Beteiligung am 

Stimmrecht genügt, 

 

3. Beamte und Arbeitnehmer der Rechtsaufsichtsbehörde, die unmittelbar mit Aufgaben  

der Aufsicht über das Kommunalunternehmen befasst sind, 

 

(5)    Die Mitglieder des Verwaltungsrats haben über alle vertraulichen Angaben und  

Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse des Unternehmens Verschwiegenheit zu bewahren. 

Diese Pflicht besteht auch nach ihrem Ausscheiden fort. Sie gilt nicht gegenüber den 

Organen des Landkreises. 

 

(6)    Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten für ihre Tätigkeit vom Kommunal- 

unternehmen eine angemessene Vergütung nach den Bestimmungen der Satzung zur 

Regelung von Fragen des Kreisverfassungsrechts. 

 

(7) Ein Mitglied des Verwaltungsrats kann vom Kreistag abberufen werden, wenn ein 

wichtiger Grund vorliegt. Ein solcher liegt insbesondere vor, wenn ein Mitglied des Ver-

waltungsrats seine Pflichten gröblich verletzt oder nicht mehr ordnungsgemäß ausüben 

kann. 

 

(8) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 



134 

 

§ 7 Zuständigkeit des Verwaltungsrats 

 

(1)     Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung des Vorstands. 

 

(2)    Der Verwaltungsrat kann jederzeit vom Vorstand über alle Angelegenheiten des 

Kommunalunternehmens Berichterstattung verlangen.  

 

(3)    Der Verwaltungsrat beschließt über: 

 

 1. wesentliche Änderungen des Betriebsumfanges des Krankenhauses, soweit  

diese Auswirkungen auf den Krankenhausplan des Freistaates Bayern haben,  

 

 2. die Beteiligung des Kommunalunternehmens an anderen Unternehmen, 

 

 3. Bestellung und Abberufung des Vorstands und dessen Stellvertreter sowie 

Regelung des Dienstverhältnisses des Vorstands, 

 

 4. Erlass einer Geschäftsordnung für die Leitung des Klinikunternehmens, 

 

 5. Einstellung, Entlassung und Ausgestaltung von Anstellungsverträgen der 

Pflegedienstleitung sowie der leitenden Ärzte, sowie der Ernennung und 

Abberufung der ärztlichen Direktoren, 

 

 6.  Erteilung und Widerruf von Prokuren; Prokuristen unterschreiben mit dem Zusatz 

„ppa.“, 

 

 7. die Festsetzung allgemein geltender Tarife und Entgelte für die Leistungsnehmer, 

 

 8. Genehmigung des Wirtschaftsplans, des Stellenplans und des Finanzplans sowie 

deren Änderungen, 

 

 9. Feststellung des geprüften Jahresabschlusses und Verwendung des Ergebnisses 

sowie Entlastung des Vorstands, 

 

 10. Bestellung des Abschlussprüfers, 

 

 11. Verfügungen über Anlagevermögen und die Verpflichtung hierzu, wenn der 

Gegenstandswert im Einzelfall den Betrag von 75.000 € überschreitet, 

 

 12. Aufnahme und Gewährung von Darlehen außerhalb des Wirtschaftsplans sowie 

Abschluss sonstiger Rechtsgeschäfte, die einer Aufnahme von Darlehen wirt- 

schaftlich gleichkommen, mit Ausnahme von erforderlichen Betriebsmittel- 

krediten,  

 

 13. Gewährung von Gehaltsvorschüssen und Darlehen an den Vorstand, dessen 

Stellvertreter und an Bedienstete des Kommunalunternehmens, die mit diesen 

verwandt sind. 
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§ 8 Einberufung und Beschlüsse des Verwaltungsrats 

 

(1) Der Verwaltungsrat tritt auf schriftliche Einladung des Vorsitzenden des Verwaltungs- 

rats zusammen. Die Einladung muss Tagungszeit, Tagungsort und die Tagesordnung 

angeben und den Mitgliedern des Verwaltungsrats spätestens am siebten Tag vor der 

Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann die Frist bis auf 24 Stunden abgekürzt 

werden.  

 

(2) Der Verwaltungsrat wird vom Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens zweimal jährlich, 

einberufen. Er muss außerdem einberufen werden, wenn es mindestens ein Drittel der 

Mitglieder des Verwaltungsrats unter Angabe der Beratungsgegenstände beantragt.  

 

(3) Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden vom Vorsitzenden des Verwaltungsrats 

geleitet. Sitzungen des Verwaltungsrats sind mit Ausnahme der Regelungen des § 2  

Abs. 4 KUV nicht öffentlich. 

 

(4) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß 

geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder bzw. deren Stellvertreter anwesend und 

stimmberechtigt ist. Für den Ausschluss wegen persönlicher Beteiligung gilt Art. 43 

LkrO entsprechend. Über andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstände 

darf nur dann Beschluss gefasst werden, wenn 

 

 1. die Angelegenheit dringlich ist und der Verwaltungsrat der Behandlung 

mehrheitlich zustimmt oder 

 

 2. sämtliche Mitglieder des Verwaltungsrats (bzw. deren Stellvertreter) anwesend sind 

und kein Mitglied der Behandlung widerspricht. 

 

(5) Wird der Verwaltungsrat zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand 

zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 

beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung muss auf diese Folge hingewiesen werden. 

 

(6) Beschlüsse des Verwaltungsrats über die Beteiligung des Kommunalunternehmens an 

anderen Unternehmen bedürfen einer Mehrheit von drei Viertel der Mitglieder des 

Verwaltungsrats. Im Übrigen werden die Beschlüsse des Verwaltungsrats mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen sind nicht zulässig. Bei 

Stimmengleichheit ist die Stimme des Vorsitzenden ausschlaggebend.  

 

(7) 

 

 

 

 

 

(8) 

 

 

 

(9) 

 

 

 
 

Der Vorstand ist verpflichtet, an den Sitzungen des Verwaltungsrats teilzunehmen. Der 

Verwaltungsrat kann den Vorstand von der Teilnahme zu bestimmten Beratungspunkten, 

insbesondere bei persönlicher Beteiligung des Vorstands, ausschließen. Der Vorstand hat 

ein selbstständiges Antrags- und Rederecht. Für die Anträge des Vorstands gilt Absatz 4 

entsprechend. 

 

Zu den Sitzungen des Verwaltungsrates können mit Zustimmung des Verwaltungsrats 

und nach Einladung durch den Verwaltungsratsvorsitzenden oder Vorstand weitere 

Personen teilnehmen, wenn deren Teilnahme zweckdienlich ist.  

 

Die Beschlussfassung kann auch außerhalb von nach Abs. (1) ordnungsgemäß einbe-

rufenen Sitzungen auf schriftlichem, fernschriftlichem oder fernmündlichem Wege 

erfolgen, wenn alle Verwaltungsratsmitglieder zustimmen und sich an der 

Beschlussfassung beteiligen; Abs. (10) gilt entsprechend.  
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(10) Über die gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift ist 

vom Vorsitzenden des Verwaltungsrats zu unterzeichnen und dem Verwaltungsrat in  

der nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen.  

 

§ 9 Vorstand 

 

(1) Der Vorstand besteht aus einer Person.  

 

(2) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat auf die Dauer von fünf Jahren bestellt, sofern 

der Verwaltungsrat keine kürzere Zeit festsetzt; eine erneute Bestellung ist zulässig. 

 

(3) Für den Vorstand ist ein Vertreter zu bestimmen. 

 

(4) Der Vorstand leitet das Kommunalunternehmen eigenverantwortlich nach Maßgabe  

der Gesetze, dieser Unternehmenssatzung und der vom Verwaltungsrat zu erlassenden 

Geschäftsordnung für die Leitung des Klinikunternehmens. 

 

(5) Der Vorstand hat den Verwaltungsrat über alle wichtigen Vorgänge rechtzeitig zu 

unterrichten und auf Anforderung dem Verwaltungsrat über alle Angelegenheiten des 

Kommunalunternehmens Auskunft zu geben.  

 

(6) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(7) 

Geschäfte, die in die Zuständigkeit des Verwaltungsrats fallen, dürfen erst nach einer 

durch dieses Organ erteilten Zustimmung durchgeführt werden. Ausnahmsweise kann 

der Vorsitzende des Verwaltungsrats den Vorstand zum Abschluss eines Geschäftes, das  

nach der Unternehmenssatzung der Zustimmung des Verwaltungsrats bedarf, ermäch-

tigen, wenn das Geschäft keinen Aufschub duldet und ein rechtzeitiger Beschluss des 

Verwaltungsrats nicht herbeigeführt werden kann. Zudem sind die in § 7 (3) 5,11 und  

12 bezeichneten Beschlüsse im Einzelfall nicht erforderlich, wenn und soweit der 

Verwaltungsrat den Beschluss bereits vorab generell oder für eine Gruppe gleichartiger 

Fälle gefasst hat insbesondere kann der Verwaltungsrat die in § 7 (3) bezeichneten 

Wertgrenzen erhöhen.  

 

Die gemäß Abs. (6)  durchgeführten Geschäfte müssen dem Verwaltungsrat in seiner 

nächsten Sitzung bekanntgegeben werden.  

 

(8) Der Vorstand ist dem Kommunalunternehmen gegenüber verpflichtet, die Be-

schränkungen einzuhalten, die ihm hinsichtlich der Ausübung und des Umfangs seiner 

Geschäftsführungsbefugnis durch die Unternehmenssatzung, die Geschäftsordnung für 

die Leitung des Klinikunternehmens und den Anstellungsvertrag auferlegt werden.  

 

(9) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat halbjährlich Zwischenberichte über die Abwick-

lung des Vermögens- und Erfolgsplans schriftlich vorzulegen. Des Weiteren hat der 

Vorstand den Verwaltungsrat zu unterrichten, wenn bei der Ausführung des Erfolgsplans 

Erfolg gefährdende Mindererträge oder Mehraufwendungen zu erwarten sind. Sind 

darüber hinaus Verluste zu erwarten, die Auswirkungen auf den Haushalt des Land-

kreises Regen haben können, sind der Landkreis und der Verwaltungsrat unverzüglich  

zu unterrichten. 

 

 

(10) 

 

 

Das Kommunalunternehmen wird dem Vorstand gegenüber durch den Verwaltungs-

ratsvorsitzenden gerichtlich und außergerichtlich vertreten. 
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(11) 

 

 

(12) 

Der Vorstand und seine Vertreter erhalten für alle Tätigkeiten für das Kommunal-

unternehmen eine angemessene Vergütung. 

 

Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann der Verwaltungsrat den Vorstand durch 

Beschluss mit einer einfachen Mehrheit der an der Beschlussfassung teilnehmenden 

Stimmen vorzeitig abberufen. 

 

§ 10 Gesetzliche Vertretung, Schriftform 

 

(1) Der Vorstand vertritt das Kommunalunternehmen nach Außen und ist allein-

vertretungsberechtigt. Ist kein Vorstand bestellt, der Vorstand und sein Vertreter 

abberufen oder handlungsunfähig, vertritt der Verwaltungsratsvorsitzende das 

Kommunalunternehmen. 

 

(2) Verpflichtende Erklärungen bedürfen der Schriftform, soweit es sich nicht um ständig 

wiederkehrende Geschäfte des täglichen Lebens handelt, die finanziell von unerheblicher 

Bedeutung sind.  

 

 

§ 11 Arbeitnehmer 

 

(1) Das Kommunalunternehmen übernahm mit seiner Gründung die Angestellten und 

Arbeiter der bisherigen Kreiskrankenhäuser Viechtach und Zwiesel unter Wahrung ihrer 

erworbenen tariflichen und arbeitsvertraglichen Rechte.  

 

Über einen Zeitraum von drei Jahren, beginnend ab der Gründung des Unternehmens, 

konnten keine betriebsbedingten Kündigungen gegenüber dem im Selbstständigen 

Kommunalunternehmen Beschäftigten ausgesprochen werden.  

 

(2) Das Kommunalunternehmen ist Vollmitglied im Kommunalen Arbeitgeberverband 

Bayern (KAV Bayern). Ferner ist das Kommunalunternehmen Mitglied bei der 

Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden (ZVK). Es wird bei ihm 

beschäftigte Bedienstete sowie künftig einzustellende Bedienstete entsprechend der 

Satzung des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Bayern behandeln und entsprechend 

der Satzung der ZVK versichern bzw. weiterversichern.  

 

 

§ 12 Wirtschaftsführung, Vermögensverwaltung und Rechnungslegung 

 

(1) Das Kommunalunternehmen ist sparsam und wirtschaftlich unter Beachtung des in 

dieser Satzung bestimmten Zwecks zu führen. Im Übrigen gelten die Vorschriften der 

Verordnung über Kommunalunternehmen und der Verordnung über die Wirtschafts-

führung der kommunalen Krankenhäuser über Wirtschaftsführung, Vermögensver-

waltung und Rechnungslegung sowie Art. 79 Abs. 1 LKrO. 

 

(2) Der Vorstand hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und die Erfolgsübersicht 

innerhalb von sechs  Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen und nach 

Durchführung der Abschlussprüfung dem Verwaltungsrat zur Feststellung vorzulegen.  
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Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind vom Vorstand unter Angabe des Datums 

zu unterzeichnen. Der Jahresabschluss, der Lagebericht und der Bericht über die Ab-

schlussprüfung sind dem Landkreis zuzuleiten. 

 

(3) Im Rahmen der Abschlussprüfung prüft der Abschlussprüfer entsprechend Art. 93  

Abs. 3 LKrO auch 

 - die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, 

 - die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie der Liquidität und 

Rentabilität, 

 - die verlustbringenden Geschäfte und die Ursachen der Verluste, wenn diese 

Geschäfte und die Ursachen für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung 

wären, 

 - die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen Jahres-

fehlbetrages. 

   

(4) Die Jahresabschlüsse werden vom Kreisrechnungsprüfungsamt nach den Maßgaben des 

Art. 92 Abs. 1 Nr. 3 und 4 Landkreisordnung örtlich geprüft. Darüber hinaus kann der 

Verwaltungsrat mit Mehrheitsbeschluss dem Kreisrechnungsprüfungsamt im Einzelfall 

Prüfungsaufträge erteilen. 

Die Prüfungsberichte nach den Sätzen 1 und 2 werden den Mitgliedern des Verwaltungs-

rates zugeleitet. 

   

   

 

  
§ 13 Inkrafttreten 

 

Die ursprüngliche Satzung trat am 01.01.2001 in Kraft. 

Regen, den 30. Nov. 2000 

gez. 

Wölfl  

Landrat 

 

 

 

Die Änderung der Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft 

Regen, den 18. Dez. 2015 

gez. 

Adam 

Landrat 

 

 

 

     Die Änderung der Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2016 in Kraft 

     Regen, den 28.07.2016 

 

     gez. 

 

     Killinger 

     Stellvertreter des Landrats   
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung des „Zweckverbandes zur 

Wasserversorgung der Raindorfer Gruppe“ für das Haushaltsjahr 2016 

 

 

I. 

 
Aufgrund der §§ 16 ff. der Verbandssatzung und Art. 26 Abs. 1, 40 und 41 des Gesetzes über 

die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff. der 

Gemeindeordnung (GO) erlässt die Verbandsversammlung folgende Haushaltssatzung: 

 

 

§ 1 

 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird 

 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit     272.000  € 

und 

im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit      134.550  € 

 

festgesetzt. 

 

 

§ 2 

 

 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht 

vorgesehen. 

 

 

§ 3 

 

 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

 

 

§ 4 

 

 

1. Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 

 

2. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

 

 

§ 5 

 

 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 

Haushaltsplan wird auf 25.000  € festgesetzt. 
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§ 6 

 

 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 

 

§ 7 

 

 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2016 in Kraft. 

 

 

II. 

 

 
Die Haushaltssatzung enthält keine nach Art. 67 und 71 GO genehmigungspflichtigen 

Bestandteile. 

 

 

III. 

 

 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt gemäß Art. 24 Abs. 1, Art. 40 Abs. 1 

KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO in Verb. mit § 4 der Bekanntmachungsverordnung  während 

des ganzen Jahres in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes – Rathaus Kirchberg i. Wald, 

Zi.Nr. 7 – innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsicht bereit. 

Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass der Haushaltsplan eine Woche lang, gerechnet 

vom Tag des Erscheinens dieses Amtsblattes, öffentlich aufliegt. 

 

 

Kirchberg i. Wald, den 22.08.2016 

 

Zweckverband zur Wasserversorgung 

der Raindorfer Gruppe 

Sitz: 94259 Kirchberg i. Wald 

 

 

               gez.  

 

             Wenig 

Verbandsvorsitzender 
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I. Bekanntmachung 

 
Die Schulverbandsversammlung der Grundschule Ruhmannsfelden hat am  

28.06.2016 folgende Haushaltssatzung für das Jahr 2016 erlassen: 
 

Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Grundschule Ruhmannsfelden 

(Landkreis Regen) 
für das Haushaltsjahr 2016 

 
Auf Grund der Art.9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes - BaySchFG -, Art.35 KommZG 
sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Grundschulverband Ruhmannsfelden folgende 
Haushaltssatzung: 

 
§ 1 

 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt     in den Einnahmen und Ausgaben mit         337 200  EUR 

und 

im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit       26 000  EUR 
 
 

§ 2 

 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht 
vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

 
§ 4 

Schulverbandsumlage: 
 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von 

Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2016 auf 187 200 EUR 
festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes 
umgelegt (Verwaltungsumlage). 

 
2. Für die  Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach 

dem Stand vom 1. Oktober 2015 auf 104 Verbandsschüler festgesetzt. 
 
3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 1.800,00 EUR festgesetzt. 
 
4. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

 
 

§ 5 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden 
nicht beansprucht. 
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§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 
§ 7 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1.Januar 2016 in Kraft. 

 
 

 

II. Bekanntmachungsvermerk: 
 

Das Landratsamt Regen hat mit Schreiben vom 17.08.2016 zur Haushaltssatzung  
Stellung genommen. Die Haushaltssatzung enthält keine nach Art. 67, 71 und 73 GO 
genehmigungspflichtigen Bestandteile. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Haushaltssatzung während des ganzen Jahres in der 
Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Ruhmannsfelden, Am Rathaus 1, in 
Ruhmannsfelden, Zi.Nr. OG 03, innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsicht 
bereitliegt und der Haushaltsplan, gerechnet vom Tage des Erscheinens dieses Amtsblattes, 
eine Woche lang öffentlich aufliegt. (Art.9 Abs.9 BaySchFG, Art.27 Abs.1, Art.41 KommZG, 
Art.65 Abs.3 GO, § 4 BekV, § 26 Abs.2 GeschO). 
 

 

Ruhmannsfelden, den 29.08.2016 Schulverband Grundschule 
 Ruhmannsfelden 
  
                                                                                             gez. 
 Troiber 
 Erster Bürgermeister  
 Schulverbandsvorsitzender 
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I. Bekanntmachung 
 

Die Schulverbandsversammlung der Mittelschule Ruhmannsfelden hat am 28.Juni 2016 folgende 

Haushaltssatzung für das Jahr 2016 erlassen: 

 

Haushaltssatzung 

des Schulverbandes Mittelschule Ruhmannsfelden 

(Landkreis Regen) 

für das Haushaltsjahr 2016 
 

Auf Grund der Art.9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes - BaySchFG -, Art.35 KommZG sowie der 

Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Schulverband der Mittelschule Ruhmannsfelden folgende 

Haushaltssatzung: 

 

 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt; er 

schließt 

im Verwaltungshaushalt     in den Einnahmen und Ausgaben mit             501.000  EUR 
und 

im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit                    824.000  EUR 
 

 

§ 2 

 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.  

 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

 

§ 4 
 

Schulverbandsumlage: 

 

A. Verwaltungsumlage: 

 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von 

Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2016 auf  328.990 EUR   

festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes 

umgelegt (Verwaltungsumlage). 

2. Für die  Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem 

Stand vom 1. Oktober 2015 auf 197 Verbandsschüler festgesetzt.  

3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf  1.670,00 EUR  festgesetzt. 

 

B. Investitionsumlage:  
 

1. Die Ausgaben im Vermögenshaushalt in Höhe von 824.000 EUR werden durch 

Zuführung vom Verwaltungshaushalt (7.000 EUR), Entnahme aus der Rücklage 

(17.000 EUR) und Zuschüsse (800.000 EUR) finanziert. 

2. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
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§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 

Haushaltsplan wird auf 400.000 EUR festgesetzt. 

 

§ 6 

 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1.Januar 2016 in Kraft. 

 
 

II. Bekanntmachungsvermerk: 
 

Das Landratsamt Regen hat mit Schreiben vom 18.08.2016 zur Haushaltssatzung Stellung genommen. 

Der Haushalt enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile nach Art.71 Abs.2 GO.  

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Haushaltssatzung während des ganzen Jahres in der 

Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Ruhmannsfelden, Am Rathaus 1, in Ruhmannsfelden, 

Zi.Nr. OG 03, innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsicht bereitliegt und der 

Haushaltsplan, gerechnet vom Tage des Erscheinens dieses Amtsblattes, eine Woche lang öffentlich 

aufliegt. (Art.9 Abs.9 BaySchFG, Art.27 Abs.1, Art.41 KommZG, Art.65 Abs.3 GO, § 4 BekV, § 26 

Abs.2 GeschO). 
 

 

Ruhmannsfelden, den 29.August 2016   Schulverband Mittelschule 

 Ruhmannsfelden 

 

 gez. 

 Troiber  

 Erster Bürgermeister und 

Schulverbandsvorsitzender 
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Kraftloserklärung von Sparkassenbüchern  

 

 

 

Folgende (s) aufgebotene Sparkassenbuch/Sparkassenbücher der Sparkasse Regen-Viechtach 

wird/werden hiermit für kraftlos erklärt. 

 

 

Sparkassenbuch-

Nr.: 

Tag der Veröffent-

lichung: 

Mitteilungsdatum: gez.: 

3115140430 09.05.2016 10.08.2016 Domani; Hentschel 

3116023544 11.05.2016 17.08.2016 Pöhn; Hentschel 

3116023551 11.05.2016 17.08.2016 Pöhn; Hentschel 

    

 

 

 

 

Sparkasse Regen-Viechtach 

 


